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Ein Nutzungskonzept wurde zwischenzeitlich erstellt und unter anderem 
am 15. Dezember beim Regierungspräsidium Darmstadt besprochen. 
Die Bauleitplanung wird geändert: Im Bebauungsplan wird ein 
Sondergebiet Photovoltaikanlage festgesetzt und im städtebaulichen 
Vertrag, der zwischen der Stadt und dem Investor abgeschlossen wird, 
wird die Nutzung als Agri-PV-Anlage gemäß des vorgelegten Konzeptes 
vorgeschrieben. Das Nutzungskonzept wird in die Begründung 
aufgenommen. 
Ein Antrag auf Zielabweichung vom Regionalplan wird gestellt. 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Planzeichnung und die textlichen Festsetzungen werden angepasst. 
Unter anderem wird die Fläche entsprechend dem Nutzungskonzept 
unterteilt. Für die Flächen, die für Weidenutzung vorgesehen sind, wird 
eine Grünlandeinsaat mit extensiver Pflege festgesetzt. 
Beim Regierungspräsidium wird ein Antrag auf Zielabweichung vom 
Regionalplan gestellt. 
Ergänzend wird auf Ziffer 1 der Abwägung verwiesen. 
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Eine detaillierte Alternativenprüfung wird für den Abweichungsantrag 
erstellt.  
Ein Zugriff auf private Dächer, vor allem in der Größenordnung von rund 
9,4 ha, ist nicht möglich. Diese Flächen reichen zur Deckung des 
Energiebedarfs ohnehin nicht aus. Es sind zusätzliche Maßnahmen 
erforderlich. 
Bei den Photovoltaikanlagen auf Dächern handelt es sich auch um ein 
völlig anderes Konzept: Möglichst hohe Energiegewinnung mit hohem 
Eigenverbrauch. 
Auf der geplanten Photovoltaikfläche soll der gesamte Energiegewinn 
ins öffentliche Netz eingespeist und damit der Allgemeinheit zur 
Verfügung gestellt werden. 
Die öffentlichen Gebäude, sofern sie statisch ausreichend bemessen 
sind, wurden bereits mit Modulen der Photovoltaikanlage bestückt. Bei 
Dachsanierungen stadteigener Gebäude wird die Statik verstärkt, sofern 
wirtschaftlich möglich, damit auch derzeit nicht ausreichend bemessene 
Dächer mit Modulen der Photovoltaikanlage bestückt werden können.  
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Es wird auf die Ziffern 1 – 2 verwiesen. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anlage A der DIN SPEC ist unter anderem Inhalt des Konzeptes 
und wird daher als Anlage der Begründung beigegeben. 
Der Antrag auf Zielabweichung wird gestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die textlichen Festsetzungen werden wie folgt nachrichtlich ergänzt: 
„Der Geltungsbereich liegt in der Schutzzone III A für die 
Gewinnungsanlagen Brunnen 1 - 5 Groß-Umstadt (WSG ID 432-106), 
StAnz 11/2007, S. 550.  
Die geltenden Verbote sind einzuhalten. Eine gegebenenfalls 
notwendige Ausnahmegenehmigung von den Verboten der 
Wasserschutzgebietsverordnung ist bei der Unteren Wasserbehörde 
des Landkreises Darmstadt-Dieburg zu beantragen.  
Die Anforderungen der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen (AwSV) vom 18.04.2017 
(Bundesgesetzblatt 2017, Teil I, Seite 905) sind einzuhalten.“  
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Im Umweltbericht wird hierauf eingegangen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes hält einen Abstand von 10 
m zur Gewässeroberkante ein. 
Da Festsetzungen nur für Flächen innerhalb des Geltungsbereiches 
gelten, können keine Festsetzungen aufgenommen werden, die die 
Gewässerparzelle betreffen.  
Der Bebauungsplan bereitet keine Maßnahmen für Flächen, die 
außerhalb des Geltungsbereiches liegen, vor.  
 
 
 
 
Flächenbefestigungen sind wahrscheinlich nur für Trafostationen 
erforderlich. Diese werden auf maximal 50 m² begrenzt. 
Ergänzend wird auf Ziffer 6 der Abwägung verwiesen. 
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Die textlichen Festsetzungen werden sinngemäß nachrichtlich ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hierauf wird im Umweltbericht eingegangen. 
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Die landwirtschaftliche Nutzung soll weiterhin Vorrang haben. 
Ergänzend wird auf die Ziffern 1 und 2 der Abwägung verwiesen. 
 
 
 
In die Begründung werden entsprechende Ausführungen 
aufgenommen. 
 
 
Es wird auf die Ziffern 1, 2, 5 und 13 verwiesen. 
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Es wird auf die Ziffern 1 - 3 der Abwägung verwiesen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Pilotcharakter soll nicht im Vordergrund stehen und muss daher 
nicht nachgewiesen werden. 
Unabhängig von der Bauleitplanung wird versucht, ein Pilotprojekt mit 
der Maßnahme zu realisieren. Der entsprechende Hinweis wird aus der 
Begründung herausgenommen. 
 
In die Begründung wird ein entsprechender Hinweis eingearbeitet. 
 
Das artenschutzrechtliche Fachgutachten liegt zwischenzeitlich vor. 
CEF-Maßnahmen sind nicht erforderlich. 
 
Eine Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung wurde erstellt. Durch die 
Maßnahme wird ein Überschuss erzielt.  
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Hecken oder Ähnliches sind nicht vorgesehen, damit die Module durch 
Beschattung oder Laubfall nicht in der Leistung gemindert werden. Die 
genannten § 38 - 41 des Hessischen Nachbarrechtsgesetzes sind 
daher unbeachtlich.  
Die textlichen Festsetzungen werden wie folgt nachrichtlich ergänzt: 
„Einfriedigungen der Grundstücke, die an landwirtschaftliche Flächen 
angrenzen, dürfen gemäß § 16 Hessisches Naturschutzgesetz, Stand 
28.09.2014, nur in einem Abstand von 0,5 m, gemessen ab 
Grundstücksgrenze zur landwirtschaftlichen Fläche, errichtet werden.“ 
 
Diese Details sollen im städtebaulichen Vertrag, der zwischen Investor 
und der Stadt vor dem Satzungsbeschluss abgeschlossen wird, 
geregelt werden. Ein diesbezüglicher Hinweis wird in die Begründung 
aufgenommen.  
 
Das Kapitel 2 der Begründung wird um die betroffenen Flurstücke 
ergänzt. 
 
Es wird auf die vorangegangenen Ziffern der Abwägung verwiesen. 
 
Da es sich um ein Vorranggebiet für die Landwirtschaft handelt, 
welches allerdings wegen des steilen Geländes nur eingeschränkt für 
die Landwirtschaft geeignet ist, wird ein Antrag auf Zielabweichung vom 
Regionalplan gestellt. 
 
 
Im bio-ökologischen Kurzgutachten und im artenschutzrechtlichen 
Fachbeitrag, welche zwischenzeitlich vorliegen, werden auch die 
Randflächen berücksichtigt. 
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Es wird auf Ziffer 25 verwiesen. Aus artenschutzrechtlichen Gründen ist 
lediglich eine Bauzeitenregelung zum Schutz von Brutplätzen der 
Goldammer erforderlich. 
Die erforderlichen Maßnahmen werden in die Bauleitplanung 
übernommen. 
 
 
 
 
 
Dies wird im Rahmen der Umweltprüfung beachtet. 
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Die textlichen Festsetzungen werden wie folgt nachrichtlich ergänzt: 
„Der Geltungsbereich liegt in der Schutzzone III A für die 
Gewinnungsanlagen Brunnen 1 - 5 Groß-Umstadt (WSG ID 432-106), 
StAnz 11/2007, S. 550.  
Die geltenden Verbote sind einzuhalten. Eine gegebenenfalls 
notwendige Ausnahmegenehmigung von den Verboten der 
Wasserschutzgebietsverordnung ist bei der Unteren Wasserbehörde 
des Landkreises Darmstadt-Dieburg zu beantragen.  
Die Anforderungen der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen (AwSV) vom 18.04.2017 
(Bundesgesetzblatt 2017, Teil I, Seite 905) sind einzuhalten.“  
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Ein Nutzungskonzept wurde zwischenzeitlich erstellt und unter anderem 
am 15. Dezember beim Regierungspräsidium Darmstadt besprochen. 
Die Bauleitplanung wird geändert: Im Bebauungsplan wird ein 
Sondergebiet Photovoltaikanlage festgesetzt und im städtebaulichen 
Vertrag, der zwischen der Stadt und dem Investor abgeschlossen wird, 
wird die Nutzung als Agri-PV Anlage gemäß des vorgelegten Konzeptes 
vorgeschrieben. Das Nutzungskonzept wird in die Begründung 
aufgenommen. 
Die textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes werden ebenfalls 
geändert. 
Auch wird ein Antrag auf Zielabweichung vom Regionalplan gestellt. 
 
Die Anregungen betreffen die Fachplanung und sind hierbei 
grundsätzlich zu berücksichtigen. Dessen ungeachtet sind 
entsprechende Maßnahmen zur Realisierung der Planung nicht 
erforderlich.  
 
 
 
 
 
 
 
Die entsprechenden Fachgutachten bzw. Planungen wurden 
zwischenzeitlich erstellt und werden den Unterlagen der öffentlichen 
Auslegung beigegeben. 
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Siehe Ziffer 4 der Abwägung 
 
Eine Blendung in Richtung des Pferdsbaches wird nicht erfolgen, da der 
Pferdsbach mehrere Meter unterhalb der Module verläuft. Dies ist unter 
anderem an den im Bebauungsplan eingetragenen Höhenlinien 
erkennbar. 
Auch werden die Module in nordsüdlicher Richtung aufgeständert 
vorgesehen, da dadurch der höchste Ertrag erzielt werden kann. Da der 
Pferdsbach ebenfalls von Nord nach Süd, daher parallel zum Plangebiet 
verläuft, ist auch aus diesem Grunde keine Blendung möglich.  
 
Unterirdische Gebäudeteile sind nicht vorgesehen. Ein Eingriff in den 
Untergrund erfolgt nur durch die Rammung von Pfeilern für die Module 
und Zaunelementen. 
Auch ist zum Beispiel eine Überflutung des Geltungsbereiches kaum 
denkbar, da die B 45 niedriger als das Plangebiet liegt. 
 
Wege entlang des Gewässers sind nicht geplant, siehe Bebauungsplan. 
Der Bebauungsplan stellt eine Angebotsplanung dar. Es ist daher im 
Rahmen der Fachplanung zu prüfen, ob ein größerer Abstand zum 
Gewässer vorgesehen werden sollte. Hiervon kann allerdings zurzeit 
nicht ausgegangen werden, da der Biber im Gewässer noch nicht 
nachgewiesen wurde und nicht abgeschätzt werden kann, wann dies 
der Fall sein könnte. 
Sollte der Biber nachgewiesen werden und dadurch eine Gefährdung 
der Module befürchtet werden, könnten diese grundsätzlich zu 
gegebener Zeit demontiert werden. 
 
Textlich ist bereits ein Abstand von mindestens 0,2 m festgesetzt. Dies 
wurde anscheinend übersehen. 
 
Eine Beleuchtung ist nicht vorgesehen. Die textlichen Festsetzungen 
werden wie folgt ergänzt (die Ergänzungen sind unterstrichen 
dargestellt): „Werbeanlagen und Außenbeleuchtungen sind nicht 
zulässig.“ 
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Es wird auf Ziffer 1 der Abwägung verwiesen. 
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Der Umweltbericht und ein Fachgutachten Schutzgut Boden werden für 
die öffentliche Auslegung erstellt. In diesen Unterlagen wird hierauf 
eingegangen. 
 
 
 
 
Der Pilotcharakter soll nicht im Vordergrund stehen und muss daher 
nicht nachgewiesen werden. 
Unabhängig von der Bauleitplanung wird versucht, ein Pilotprojekt mit 
der Maßnahme zu realisieren. Der Hinweis auf das Pilotprojekt wird aus 
der Begründung herausgenommen. 
 
Das artenschutzrechtliche Fachgutachten liegt zwischenzeitlich vor. 
CEF-Maßnahmen sind nicht erforderlich. 
 
Eine Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung wurde erstellt. Durch die 
Maßnahme wird ein Überschuss erzielt.  
 
Hecken oder Ähnliches sind nicht vorgesehen, damit die Module durch 
Beschattung oder Laubfall nicht in der Leistung gemindert werden. Die 
genannten § 38 - 41 des Hessischen Nachbarrechtsgesetzes sind 
daher unbeachtlich.  
Die textlichen Festsetzungen werden wie folgt ergänzt: 
„Einfriedigungen der Grundstücke, die an landwirtschaftliche Flächen 
angrenzen, dürfen gemäß § 16 Hessisches Naturschutzgesetz, Stand 
28.09.2014, nur in einem Abstand von 0,5 m, gemessen ab 
Grundstücksgrenze zur landwirtschaftlichen Fläche, errichtet werden.“ 
 
Es wird auf Ziffer 16 der Abwägung verwiesen. 
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Die Versickerung des Niederschlagswassers soll weiterhin möglichst 
breitflächig erfolgen. Daher sind auch zwischen den Modulen Abstände 
vorgesehen. Der Eingriff und der Aufwand wären für die Rinnen oder 
ähnlichem zum Auffangen des Niederschlagswassers viel zu hoch. 
Entsprechende Maßnahmen werden daher nicht vorgesehen. 
 
Bei der LABO-Arbeitshilfe, handelt es sich im Wesentlichen um eine 
Zusammenstellung der Möglichkeiten, des rechtlichen Rahmens, von 
DIN-Vorschriften und Ähnlichem. 
Auch wird unter anderem auf den ordnungsgemäßen Umgang mit dem 
Boden eingegangen. Dieses Thema wird ausführlich im Umweltbericht 
behandelt. 
Für diesen Bebauungsplan ergeben sich keine Änderungen. 
 
Diese Details sollen im städtebaulichen Vertrag, der zwischen Investor 
und der Stadt vor dem Satzungsbeschluss abgeschlossen wird, 
geregelt werden. Ein diesbezüglicher Hinweis wird in die Begründung 
aufgenommen.  
 
Das Kapitel 2 der Begründung wird um die betroffenen Flurstücke 
ergänzt. 
 
Es wird auf die vorangegangenen Ziffern der Abwägung verwiesen. 
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Der Fachdienst Gewässer- und Bodenschutz hat mitgeteilt, siehe Seite 
2 und 3 dieser Stellungnahme, dass im Brandfalle die Feuerwehr die 
Anlage ohne Löschtätigkeit abbrennen lassen würde. In diesem Falle 
wären daher keine Brandgassen und Ähnliches erforderlich. 
Die Anregungen sind im Rahmen des Bauantrages zu klären, da es sich 
beim Bebauungsplan lediglich um eine Angebotsplanung handelt. Die 
Anregungen des Fachdienstes Brandschutz können grundsätzlich 
eingehalten/beachtet werden.  
Ungeachtet dessen wird die textliche Festsetzung Nr. 1 wie folgt ergänzt 
(die Ergänzungen sind unterstrichen dargestellt): 
„………….Nebenanlagen, die für die Sondergebietsnutzung erforderlich 

sind, z.B. Trafostationen, sind mit maximal 50 m² zulässig. Zusätzlich 
sind Anlagen und Befestigungen für den Brandschutz, zum Beispiel 
Aufstellflächen für die Feuerwehr, zulässig.“ 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Festsetzungen sind nicht erforderlich. 
 
Die Stellungnahme enthält keine Anregungen, die zu einer Änderung 
der Planung führen. 
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Die Stellungnahme wurde anonymisiert, siehe Ziffer 3 der Abwägung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anregungen betreffen die Fachplanung. Aus jetziger Sicht ist keine 
zusätzliche Zufahrt erforderlich. 
Die Lagerung von Baustoffen und Geräten erfolgt nicht auf dem 
Straßengrundstück. 
Leitungen sollen nicht in der Straßenparzelle der Bundesstraße verlegt 
werden. 
Festsetzungen sind nicht erforderlich. 
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Die Module werden parallel zur Bundesstraße aufgeständert aufgestellt. 
Auch liegt das Gelände oberhalb der Bundesstraße sowie sind 
zwischen Bundesstraße und geplanter Photovoltaikanlage teilweise 
Gehölze vorhanden. Eine Blendung des Verkehrs erscheint 
grundsätzlich nicht möglich zu sein. Die textlichen Festsetzungen 
werden dennoch wie folgt nachrichtlich ergänzt (die Ergänzungen sind 
unterstrichen dargestellt): 
„Photovoltaikanlagen dürfen zu keiner Blendung der Verkehrsteilnehmer 
auf der Bundesstraße führen. Dies muss eventuell durch ein 
entsprechendes Fachgutachten nachgewiesen werden. Das Erfordernis 
ist mit Hessen Mobil abzustimmen.“ 
 
Die Stellungnahme wird in teilweise öffentlichen Sitzungen abwägend 
behandelt. Sie wurde daher vorsorglich anonymisiert, obwohl dies aus 
Datenschutzgründen nicht erforderlich wäre. 
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Die textlichen Festsetzungen werden nachrichtlich wie folgt ergänzt: 
„Alle Baumaßnahmen entlang der Bahnstrecke sind mit der Deutschen 
Bahn Netz AG abzustimmen. Dies gilt auch für das vereinfachte 
Baugenehmigungsverfahren. Eine Blendwirkung auf die Bahntrasse 
durch die Photovoltaikanlage darf nicht ausgehen. Wenn dies doch der 
Fall ist, sind Maßnahmen zur Verhinderung der Blendwirkung zu 
ergreifen.  
Durch den Bau, Bestand und Betrieb der Photovoltaikanlage dürfen 
keine negativen Auswirkungen auf die Sicherheit des 
Eisenbahnbetriebes, zum Beispiel Sichteinschränkungen der 
Triebfahrzeugführer durch Blendungen, Reflexionen usw. entstehen. 
Die Lärmemissionen des Schienenverkehrs dürfen durch 
Reflexionseffekte nicht erhöht werden.“ 
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Die Anregungen betreffen die Fachplanung. Die erforderlichen 
Abstände können nicht unterschritten werden, da zwischen Bahntrasse 
und dem Sondergebiet eine Wegeparzelle verläuft sowie die Baugrenze 
einen Abstand von 3 m zusätzlich zur Wegeparzelle erfordert.  
 
Diesbezüglich bereitet die Bauleitplanung keine Änderungen vor. 
 
Ein entsprechender Hinweis wird nachrichtlich in die textlichen 
Festsetzungen aufgenommen, siehe Ziffer 1 der Abwägung. 
 
 
 
 
 
Dies gilt ohnehin, da die Bahntrasse bereits vorhanden ist. 
Abschließend kann dies allerdings, zum Beispiel durch textliche 
Festsetzungen, im Bauleitplanverfahren nicht geklärt werden.  
 
 
 
 
 
 
Die Anregungen betreffen die Fachplanung und die Bauausführung. Sie 
sind auch ohne Aufnahme von textlichen Festsetzungen zu beachten. 
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Gehölzpflanzungen sind nicht vorgesehen. 
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Eine wesentliche Änderung der Vorflut ist nicht zu erwarten, da das auf 
den einzelnen Modulen anfallende Niederschlagswasser breitflächig auf 
den Boden fließen kann und dort versickert bzw. in Richtung Osten 
abfließen kann. Der Abfluss würde wegen der vorhandenen 
Topographie in Richtung Osten, daher in abgewandter Richtung zur 
Bahntrasse, erfolgen. Beeinträchtigungen der Bahnanlagen sind daher 
nicht möglich. 
 
Es wird auf Ziffer 5 der Abwägung verwiesen. 
 
Die Anregungen entsprechen der Rechtslage. Festsetzungen o. ä. sind 
daher nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die DB AG wird im Verfahren gemäß § 4 Abs. 2 BauGB erneut beteiligt. 
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Eine Straßenbeleuchtung ist nicht vorgesehen. 
 
 
 
Die Anregungen betreffen die Fachplanung und sind ohnehin zu 
beachten. Eine textliche Festsetzung oder Ähnliches ist nicht 
erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis ist in den textlichen Festsetzungen bereits nachrichtlich 
enthalten. Dies wurde anscheinend übersehen. 
 
 
 
 
 
 

 




